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4 2 5 . Bundesgesetz: Ärztegesetznovelle 1975
(NR: GP XIII RV 1587 AB 1660 S. 151. BR: AB 1423 S. 345.)

4 2 6 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Regelung des Krankenpflege-
fachdienstes, der medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste
(NR: GP XIII RV 1588 AB 1661 S. 151. BR: AB 1424 S. 345.)

4 2 7 . Bundesgesetz: Plasmapheresegesetz
(NR: GP XIII RV 1580 AB 1659 S. 151. BR: AB 1422 S. 345.)

4 2 5 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1975,
mit dem das Ärztegesetz geändert wird

(Ärztegesetznovelle 1975)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ärztegesetz, BGBl. Nr. 92/1949, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 129/1951,
BGBl. Nr. 119/1952, BGBl. Nr. 169/1952,
BGBl. Nr. 17/1955, BGBl. Nr. 50/1964, BGBl.
Nr. 229/1969 und BGBl. Nr. 460/1974 wird wie
folgt geändert:

1. Der § 2 a wird aufgehoben.

2. Nach dem Abs. 2 des § 2 b ist ein Abs. 3
mit nachstehendem Wortlaut anzufügen:

„(3) Personen, die nicht die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen, aber die im § 2
Abs. 2 lit. b und c angeführten allgemeinen Er-
fordernisse erfüllen, sind nach Maßgabe zwischen-
staatlicher Übereinkommen berechtigt, sich der
Ausbildung zum praktischen Arzt zu unter-
ziehen."

3. Nach dem Abs. 2 des § 2 c ist ein Abs. 3
mit nachstehendem Wortlaut anzufügen:

„(3) Personen, die nicht die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen, aber die im § 2 Abs. 2
lit. b und c angeführten allgemeinen Erforder-
nisse erfüllen, sind nach Maßgabe zwischenstaat-
licher Übereinkommen berechtigt, sich der Aus-
bildung zum Facharzt zu unterziehen."

4. Nach dem Abs. 2 des § 7 ist ein Abs. 3
mit nachstehendem Wortlaut anzufügen:

„(3) Der Arzt darf im Einzelfall eine zur be-
rufsmäßigen Ausübung des Krankenpflegefach-
dienstes berechtigte Person sowie eine Hebamme

zur Vornahme subkutaner oder intramuskulärer
Injektionen und zur Blutabnahme aus der Vene,
eine zur berufsmäßigen Ausübung des medizi-
nisch-technischen Laboratoriumsdienstes, des
radiologisch-technischen Dienstes oder des medi-
zinisch-technischen Fachdienstes berechtigte Per-
son zur Blutabnahme aus der Vene nach seiner
Anordnung ermächtigen. Der Arzt hat sich zu
vergewissern, daß die betreffende Person die
erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten be-
sitzt."

5. Nach dem § 10 ist nachstehender § 10 a
samt Überschrift einzufügen:

„Anzeigepflicht

§ 10 a. Jeder Arzt ist verpflichtet, wenn er
in Ausübung seines Berufes Anzeichen dafür
feststellt, daß durch eine gerichtlich strafbare
Handlung der Tod oder die schwere Körper-
verletzung (§ 84 Abs. 1 StGB) eines Menschen
herbeigeführt worden ist, oder daß durch das
Quälen oder Vernachlässigen eines Unmündigen,
Jugendlichen oder Wehrlosen (§ 92 StGB) dieser
am Körper verletzt oder an der Gesundheit
geschädigt worden ist (§ 83 Abs. 1 StGB), un-
verzüglich der Sicherheitsbehörde die Anzeige
darüber zu erstatten."

5 a. Der Abs. 2 des § 43 a hat zu lauten:

„(2) Können Personen, denen Leistungen aus
dem Wohlfahrtsfonds zustehen, den Ersatz des
Schadens, der ihnen aus dem gleichen Anlaß
erwachsen ist, auf Grund anderer gesetzlicher
Vorschriften, ausgenommen nach sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften, beanspruchen, so
geht der Anspruch auf die Ärztekammer inso-
weit über, als diese Leistungen zu erbringen
hat, Ansprüche auf Schmerzensgeld gehen auf die
Ärztekammer nicht über."
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6. (Grundsatzbestimmung Art. 12 Abs. 1 Z . 1
B-VG).

Der Abs. 2 des § 57 hat zu lauten:
„(2) In Krankenanstalten sind so viele Arzte

zu beschäftigen, daß höchstens auf je 30 Spitals-
betten ein in Ausbildung zum praktischen Arzt
stehender Arzt (§ 1 a Abs. 3) entfällt."

7. Der § 62 hat zu lauten:

„§ 62. (1) Wer eine im § 1 Abs. 2 und 3 um-
schriebene Tätigkeit ausübt, ohne hiezu nach
diesem Bundesgesetz oder nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften berechtigt zu sein, macht sich,
sofern die Handlung nicht gerichtlich strafbar
ist, einer Verwaltungsübertretung schuldig und
ist mit Geldstrafe bis zu 30.000 S zu bestrafen.

(2) Wer durch Handlungen oder Unterlassun-
gen den in den Bestimmungen des

§ 1 a Abs. 1 bis 3,
§ 2,
§ 2 i Abs. 2 und 8,
§ 3 Abs. 5 dritter Satz,
§ 4 Abs. 2 und 6,
§ 5 Abs. 3,
§ 5 a,
§ 6,
§ 7 Abs. 1,
§ 9,
§ 10 Abs. 1,
§ 1 1 ,
§ 12 Abs. 1,
§ 16 zweiter Satz oder
§ 19

enthaltenen Anordnungen und Verboten zu-
widerhandelt, macht sich, sofern die Tat nicht
gerichtlich strafbar ist, einer Verwaltungsüber-
tretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu
30.000 S zu bestrafen.

(3) Wer den Anordnungen zuwiderhandelt, die
in den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlasse-
nen Verordnungen enthalten sind, macht sich, so-
fern die Handlung nicht gerichtlich strafbar ist,
einer Verwaltungsübertretung schuldig und ist
mit Geldstrafe bis zu 30.000 S zu bestrafen."

Artikel II

(1) Artikel I Z. 4 dieses Bundesgesetzes tritt
am 1. September 1975 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit die Abs. 3 und 4 nichts anderes aus-
sagen, der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz betraut.

(3) Mit der Vollziehung des Artikels I Z. 6
ist die zuständige Landesregierung betraut.

(4) Hinsichtlich des Artikels I Z. 6 ist der Bun-
desminister für Gesundheit und Umweltschutz
mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes
gemäß Artikel 15 Abs. 6 B-VG betraut.

Kirchschläger
Häuser Leodolter

4 2 6 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1975, mit
dem das Bundesgesetz betreffend die Rege-
lung des Krankenpflegefachdienstes, der
medizinisch-technischen Dienste und der

Sanitätshilfsdienste geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz betreffend die Regelung des
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-tech-
nischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste,
BGBl. Nr. 102/1961, in der Passung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 257/1967, Nr. 95/1969,
Nr. 349/1970 und Nr. 197/1973 wird wie folgt
geändert:

1. Im Abs. 5 des § 9 haben die Worte „Per-
sonen deutscher Sprachzugehörigkeit, die staaten-
los sind und deren Staatsangehörigkeit ungeklärt
ist (Volksdeutsche) sowie" zu entfallen.

2. Der Abs. 6 des § 9 wird aufgehoben.

3. Die lit. b des § 23 hat zu lauten:

„b) ,Diplomierte Kinderkranken- und Säug-
lingsschwester' — ,Diplomierter Kinder-
kranken- und Säuglingspfleger' (§ 5
Abs. 2);"

4. Der § 29 hat zu lauten:

„§ 29. Hinsichtlich der Aufnahme in medizi-
nisch-technische Schulen und der Voraussetzun-
gen hiefür gelten die Bestimmungen der
§§ 8 und 9 mit folgenden Abweichungen sinn-
gemäß:

1. Neben den im § 9 Abs. 1 lit. a bis d
angeführten Erfordernissen sind nachzuweisen:

a) die Reifeprüfung einer allgemeinbildenden
oder berufsbildenden höheren Schule oder
die vor dem Wirksamwerden der diesbe-
züglichen Bestimmungen des Schulorganisa-
tionsgesetzes an einer Mittelschule oder
einer anderen mittleren Lehranstalt abge-
legte Reifeprüfung,

b) für die Aufnahme zur Ausbildung in den
im § 25 lit. a bis d angeführten Berufen
auch Kenntnisse in Kurzschrift und Ma-
schinschreiben,
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c) für die Aufnahme in eine medizinisch-tech-
nische Schule für den Diätdienst außerdem
Kenntnisse und Fertigkeiten im Kochen.

2. Diplomierte Krankenpflegepersonen (§ 23)
können in medizinisch-technische Schulen auch
ohne Reifezeugnis aufgenommen werden.

3. Ohne Reifezeugnis können ferner aufge-
nommen werden:

a) diplomierte medizinisch-technische Fach-
kräfte (§ 43 lit. h) in medizinisch-tech-
nische Schulen für den physikotherapeuti-
schen Dienst, für den medizinisch-tech-
nischen Laboratoriumsdienst oder für den
radiologisch-technischen Dienst,

b) Absolventinnen einer dreijährigen Fach-
schule für wirtschaftliche Frauenberufe in
eine medizinisch-technische Schule für den
Diätdienst,

c) Absolventinnen einer Bildungsanstalt für
Kindergärtnerinnen in eine medizinisch-
technische Schule für den logopädisch-pho-
niatrisch-audiometrischen Dienst."

5. Der erste Satz des Abs. 1 des § 30 hat zu
lauten:

„§ 30. (1) Die Ausbildung für den physio-
therapeutischen Dienst dauert zwei Jahre und
sechs Monate."

6. Der Abs. 2 des § 30 bat zu lauten:

„(2) Für diplomierte Krankienpflegepersonen
(§ 23) sowie für Personen, die eine Unterweisung
in der praktischen Krankenpflege und in beson-
deren Verrichtungen im Ambulatoriumsdienst in
der Dauer von mindestens zwei Monaten nach-
weisen können, dauert die Ausbildung zwei Jahre
und vier Monate."

7. Der erste Satz des Abs. 1 des § 32 hat zu
lauten:

„§ 32. (1) Die Ausbildung für den radiolo-
gisch-technischen Dienst dauert 24 Monate."

8. Der Abs. 2 des § 32 hat zu lauten:

„(2) Für diplomierte medizinisch-technische
Assistenten (Assistentinnen) und diplomierte
Krankenpflegepersonen (§ 23), die sich auch einer
Ausbildung für den radiologisch-technischen
Dienst unterziehen, dauert die Ausbildung
15 Monate. Für Personen, die eine Unterweisung
in der praktischen Krankenpflege und in beson-
deren Verrichtungen im Ambulatoriumsdienst
in der Dauer von mindestens zwei Monaten nach-
weisen können, dauert die Ausbildung 22 Mo-
nate."

9. Die bisherige Bestimmung des § 35 a ist als
Abs. 1 zu bezeichnen.

10. Dem § 35 a ist ein Abs. 2 nachstehenden
Wortlautes anzufügen:

„(2) Für diplomierte Krankenpflegepersonen
(§ 23) sowie für Personen, die eine Unter-
weisung in der praktischen Krankenpflege in der
Dauer von mindestens zwei Monaten nachweisen
können, dauert die Ausbildung zwei Jahre und
vier Monate."

11. Der § 41 hat zu lauten:

„§ 41. (1) Die Ausbildung im medizinisch-tech-
nischen Fachdienst dauert 30 Monate. Sie hat
einen theoretischen und praktischen Unterricht
insbesondere in den nachstehend angeführten
Unterrichtsgegenständen zu umfassen:

a) Unterweisung in der praktischen Kranken-
pflege und in besonderen Verrichtungen im
Ambulatoriumsdienst in der Dauer von
zwei Monaten;

b) Anatomie und Physiologie;
c) Pathologie;
d) Hygiene;
e) Einführung in die Physik;
f) einfache medizinisch-technische Laborato-

riumsmethoden;
g) Hilfeleistungen bei der Anwendung von

Röntgenstrahlen zu diagnostischen und
therapeutischen Zwecken;

h) einfache physikotherapeutische Behandlun-
gen;

i) Erste Hilfe und Verbandslehre;
j) Grundzüge des Sanitäts-, Arbeits- und

Sozialversicherungsrechtes;
k) Grundzüge der Betriebsführung im Kran-

kenhaus.

(2) Für diplomierte Krankenpflegepersonen
(§ 23) sowie für Personen, die eine Unterwei-
sung in der praktischen Krankenpflege und in
besonderen Verrichtungen im Ambulatoriums-
dienst in der Dauer von mindestens zwei Mona-
ten nachweisen können, dauert die Ausbildung
28 Monate.

(3) Die näheren Bestimmungen über die fach-
liche Eignung der zur Ausbildung erforderlichen
Lehr- und Hilfskräfte, über den Lehrplan und
den Betrieb vom Schulen für den medizinisch-
technischen Fachdienst sind nach Mafigabe einer
geordneten und zweckmäßigen Ausbildung für
den medizinisch-technischen Fachdienst vom
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Unterricht und Kunst durch Verordnung zu
erlassen. Hiebei sind insbesondere auch die Aus-
bildungsbedingungen festzulegen und ist sicher-
zustellen, daß die praktische Unterweisung auf
dem Gebiet der Hilfeleistungen bei der Anwen-
dung von Röntgenstrahlen zu diagnostischen und
therapeutischen Zwecken nicht vor Vollendung
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des 18. Lebensjahres des Schülers (der Schülerin)
stattfindet. Die Ausbildungszeit ist so zu be-
grenzen, daß sie die jeweils festgelegte Normal-
arbeitszeit nicht überschreitet."

12. Dem § 42 ist ein Abs. 3 nachstehenden
Wortlautes anzufügen:

„(3) Hat ein Schüler (eine Schülerin) einer medi-
zinisch-technischen Schule oder einer Schule für
den medizinisch-technischen Fachdienst bereits
erfolgreich« Prüfungen im Rahmen der Ausbil-
dung in den Krankenpflegefachdiensten oder in
einem medizinisch-technischen Dienst oder im
Rahmen des I. medizinischen Rigorosums vor
nicht mehr als fünf Jahren abgelegt, so sind ihm
(ihr) die erwähnten Prüfungen auf die abzu-
legenden Prüfungen insoweit anzurechnen, als
sie diesen nach Inhalt und Umfang gleichwertig
sind. Die Anrechnung befreit von der Ablegung
der Prüfung aus den bezüglichen Fächern. Inwie-
weit solche Prüfungen im einzelnen gleichwertig
sind, ist durch Verordnung festzulegen."

13. Der Abs. 2 des § 48 hat zu lauten:
„(2) Eine Kursabschlußprüfung hat in jenen

Unterrichtsfächern zu entfallen, in denen ein
Kursteilnehmer in einer nach diesem Bundes-
gesetz geregelten Ausbildung eine gleichartige
Prüfung bereits mit Erfolg abgelegt hat."

14. Dem § 48 ist ein Abs. 4 nachstehenden
Wortlautes anzulügen:

„(4) Die Zulassung zu einer Kursabschlußprü-
fung in dem im § 44 lit. b angeführten Sanitäts-
hilfsdienst darf nur erfolgen, wenn der Prüfungs-
werber eine mindestens sechsmonatige Tätigkeit
in diesem Sanitätshilfsdienst nachweist."

15. Der Abs. 4 des $ 52 hat zu lauten:
„(4) Freiberuflich dürfen nur der Kranken-

pflegefachdienst (§ 5), der physiotherapeutische
Dienst (§ 26 Abs. 1), der Diätdienst (§ 26 Abs. 4)
und der logopädisch-phoniatrisch-audiometrische
Dienst (§ 26 Abs. 6) ausgeübt werden. Hiezu be-
darf es einer Bewilligung durch die zuständige
Bezirksverwaltungsbehörde. Die Bewilligung ist
zu erteilen, wenn der Bewerber innerhalb der
letzten zehn Jahre den betreffenden Beruf
befugtermaßen durch zwei Jahre unselbständig
ausgeübt hat."

16. Der § 54 hat zu lauten:

„ § 54. (1) Personen, die eine der in den §§ 5,
26, 37 und 44 umschriebenen Tätigkeiten berufs-
mäßig ausüben, haben die Anordnungen des ver-
antwortlichen Arztes genau einzuhalten. Jede
eigenmächtige Heilbehandlung, insbesondere jede
eigenmächtige Vornahme von Eingriffen, ist
ihnen untersagt.

(2) Eine zur berufsmäßigen Ausübung des
Krankenpflegefachdienstes berechtigte Person ist
befugt, subkutane oder intramuskuläre Injek-
tionen sowie Blutabnahmen aus der Vene nach
ärztlicher Anordnung vorzunehmen, wenn sie
der verantwortliche Arzt im Einzelfall hiezu er-
mächtigt hat.

(3) Eine zur berufsmäßigen Ausübung des
medizinisch-technischen Laboratoriumsdienstes,
des radiologisch-technischen Dienstes oder des
medizinisch-technischen Fachdienstes berechtigte
Person ist befugt, nach ärztlicher Anord-
nung Blut aus der Vene abzunehmen, wenn sie
der verantwortliche Arzt im Einzelfall hiezu er-
mächtigt hat."

17. Das vierte Hauptstück des V. Teiles hat
zu lauten:

„4. HAUPTSTÜCK

Strafbestimmungen

§ 59. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder
verwertet, das ihm bei berufsmäßiger Ausübung
einer der in den §§ 5, 26, 37 und 44 angeführten
Tätigkeiten anvertraut oder sonst zugänglich ge-
worden ist und dessen Offenbarung oder Ver-
wertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse
der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in
Anspruch genommen hat oder für die sie in An-
spruch genommen worden ist, macht sich, sofern
die Tat nicht gerichtlich strafbar ist, einer Ver-
waltungsübertretung schuldig und ist mit Geld-
strafe bis zu 30.000 S zu bestrafen.

(2) Der Ausübung eines Berufes der in den
§§ 5, 26, 37 und 44 bezeichneten A n ist die Teil-
nahme an der berufsmäßigen Tätigkeit zur Vor-
bereitung für einen solchen Beruf gleichzuhalten.

§ 60. Wer

a) eine unter die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes fallende Tätigkeit ausübt, ohne
hiezu berechtigt zu sein, oder

b) eine nichtbefugte Person zu einer solchen
Tätigkeit heranzieht, oder

c) durch Handlungen oder Unterlassungen
den in den Bestimmungen des § 52 Abs. 1,
4 und 5, des § 52 a Abs. 1, des § 53 Abs. 1,
des § 54, des § 55 Abs. 1 und des § 57 ent-
haltenen Anordnungen zuwiderhandelt,
oder

d) Anordnungen zuwiderhandelt, die in den
auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnungen enthalten sind,

macht sich, sofern die Tat nicht gerichtlich straf-
bar ist, einer Verwaltungsübertretung schuldig
und ist mit Geldstrafe bis zu 30.000 S zu be-
strafen."
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Artikel II

Personen, die ihre Ausbildung im physiko-
therapeutischen Dienst, im radiologisch-tech-
nischen Dienst oder im medizinisch-technischen
Fachdienst nach den bisher geltenden Bestimmun-
gen begonnen haben, können diese Ausbildung
innerhalb von fünf Jahren nach Wirksamwerden
dieses Bundesgesetzes nach den bisherigen Aus-
bildungsbestimmungen beenden.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1975 in Kraft. Durchführungsverordnungen
können bereits von dem seiner Kundmachung
folgenden Tag an erlassen werden; sie dürfen
frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz in
Kraft gesetzt werden.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz betraut.

Kirchschläger
Häuser Leodolter

427. Bundesgesetz vom 4. Juli 1975
über die Vornahme der Plasmapherese

(Plasmapheresegesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Unter der in diesem Bundesgesetz ge-
regelten Plasmapherese ist die Entnahme von
menschlichem Blut aus dem Kreislauf und die
Reinfusion der aufgeschwemmten Blutzellen in
den Kreislauf des Plasmaspenders zu verstehen.

(2) Die Vornahme der Plasmapherese ist nur
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zulässig.

(3) Die Plasmapherese darf nur unter der ver-
antwortlichen Leitung eines Arztes vorgenom-
men werden, der hiezu eine Bewilligung des Bun-
desministers für Gesundheit und Umweltschutz
besitzt.

(4) Arzte, die eine Bewilligung gemäß Abs. 3
besitzen, sind auch befugt, die zur Gewinnung
von Blutbestandteilen erforderliche Trennung
des Plasmas von den Blutzellen und die Abson-
derung des Blutplasmas durchzuführen. Sie be-
nötigen hiefür keine Konzession nach der Ge-
werbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974.

(5) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
finden keine Anwendung auf Plasmapheresen, die
zu therapeutischen, prophylaktischen oder dia-
gnostischen Zwecken

a) von zur selbständigen Berufsausübung in
Österreich berechtigten Ärzten an Perso-
nen, die in ihrer Behandlung stehen, oder

b) in öffentlichen Krankenanstalten für Pfleg-
linge dieser oder einer anderen Kranken-
anstalt

vorgenommen werden.

(6) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
finden ferner keine Anwendung auf Plasma-
pheresen, die in Universitätsinstituten zu For-
schungszwecken vorgenommen werden.

§ 2. Die Bewilligung nach § 1 Abs. 3 darf nur
erteilt werden, wenn der Arzt zur selbständigen
Berufsausübung in Österreich berechtigt ist, die
zur Vornahme der Plasmapherese und die zur
Durchführung der Trennung des Plasmas erfor-
derlichen Kenntnisse und Erfahrungen insbeson-
dere auf den Gebieten der Labormedizin, der
Desinfektion, der Sterilisation und der Reanima-
tion besitzt sowie eine mindestens dreijährige
praktische Tätigkeit bei der Vornahme der
Plasmapherese und der Durchführung der
Trennung des Plasmas nachweist. Vor Erteilung
der Bewilligung ist der Oberste Sanitätsrat zu der
Frage, ob der betreffende Arzt die erforderlichen
Kenntnisse und Erfahrungen besitzt, zu hören.

§ 3. (1) Die Plasmapherese darf nur in solchen
Einrichtungen vorgenommen werden, für welche
der Landeshauptmann,

1. sofern die Plasmapherese in Einrichtungen
unter ärztlicher Leitung außerhalb von
Krankenanstalten vorgenommen werden
soll, dem Rechtsträger dieser Einrichtung,
oder

2. sofern die Plasmapherese in einer Betriebs-
stätte des Inhabers einer Konzession gemäß
§ 220 Abs. 1 Z. 2 oder § 221 der Gewerbe-
ordnung 1973 vorgenommen werden soll,
dem betreffenden Konzessionsinhaber, oder

3. sofern die Plasmapherese in einer Kranken-
anstalt vorgenommen werden soll, dem
Rechtsträger dieser Anstalt,

nach Oberprüfung die Betriebsbewilligung für
diese Einrichtung (Plasmapheresestelle) erteilt hat.
Durch den Wechsel in der Person des Inhabers
der Plasmapheresestelle wird die Wirksamkeit
der Betriebsbewilligung nicht berührt.

(2) Diese Betriebsbewilligung ist zu erteilen,
wenn die entsprechende räumliche und technische
Ausstattung vorhanden ist sowie alle nach dem
jeweiligen Stand der medizinischen Wissenschaft
zum Schutz der Gesundheit der Spender (§ 6)
und zur Gewährleistung der einwandfreien Be-
schaffenheit des gewonnenen Plasmas erforder-
lichen Vorkehrungen getroffen sind. Insbeson-
dere müssen die zur Bekämpfung von lebensbe-
drohenden Zwischenfällen notwendigen Geräte
und Arzneimittel bereitgestellt sein.

(3) In den Bescheid, mit dem die Betriebsbe-
willigung erteilt wird, sind erforderlichenfalls
solche den Betrieb der Plasmapheresestelle be-



1808 139. Stück — Ausgegeben am 5. August 1975 — Nr. 427

treffende Bedingungen und Auflagen aufzuneh-
men, deren Erfüllung vom Standpunkt des
Schutzes der Gesundheit des Spenders und der
Gewährleistung der einwandfreien Beschaffenheit
des gewonnenen Plasmas notwendig ist.

§ 4. (1) Die Plasmapherese darf nur unter der
verantwortlichen Leitung des hiezu gemäß § 1
Abs. 3 berechtigten Arztes in einer Plasma-
pheresestelle (§ 3 Abs. 1) vorgenommen werden.

(2) Zur Vornahme der Plasmapherese kann der
verantwortliche Leiter (Abs. 1) sich zur selbstän-
digen Berufsausübung in Österreich berechtigter
Ärzte, die für ihre Aufgaben entsprechend ge-
schult sein müssen, bedienen.

(3) Die Plasmapherese darf nur in Gegenwart
des verantwortlichen Leiters (Abs. 1) oder eines
von ihm bestellten Stellvertreters, der ein zur
selbständigen Berufsausübung in Österreich be-
rechtigter Arzt mit den erforderlichen Kennt-
nissen sein muß, vorgenommen werden.

§ 5. (1) Bei der Vornahme der Plasmapherese
dürfen nur Personen mittätig sein, die die für
ihre jeweiligen Aufgaben erforderlichen. Kennt-
nisse insbesondere über Desinfektion und Sterili-
sation besitzen.

(2) Personen, die Träger von Erregern einer
auf Menschen übertragbaren Krankheit sind,
dürfen bei der Vornahme der Plasmapherese
nicht tätig sein.

§ 6. Personen, denen Blut entnommen wird
und denen nach Abscheidung des Plasmas die
eigenen Blutzellen reinfundiert werden (Spender),
dürfen nur solche sein, die

1. voll geschäftsfähig sind,
2. das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet

haben,
3. gesundheitlich geeignet sind und
4. dem verantwortlichen Arzt (§ 1 Abs. 3)

einen Spenderausweis vorlegen.

§ 7. (1) Spender sind vor der ersten Spende
sowie dann, wenn sie mehr als dreimal im Jahr
spenden, in der Folge mindestens alle vier Mo-
nate einer besonderen Untersuchung auf ihre ge-
sundheitliche Eignung zu unterziehen.

(2) Die nach Abs. 1 vorzunehmenden Unter-
suchungen haben sich zumindest auf das Vor-
liegen von Erkrankungen von Herz, Kreislauf,
Lunge, Leber, Niere, Stoffwechsel und blutbil-
dendes System zu erstrecken.

(3) Darüber hinaus sind Spender vor jeder
Plasmapherese auf die gesundheitliche Eignung
zu untersuchen.

§ 8. (1) Spendern ist bei ihrer erstmaligen
Spende vom verantwortlichen Arzt (§ 1 Abs. 3)
ein Spenderausweis auszustellen.

(2) Dieser Spenderausweis darf nur ausgestellt
werden, wenn der Spender

1. die im $ 6 Z. 1 und 2 genannten Voraus-
setzungen erfüllt,

2. über die Gefahren, die bei seiner Spende
auftreten können, vom Arzt ausreichend be-
lehrt wurde,

3. danach eine schriftliche Einverständniserklä-
rung abgibt und

4. gesundheitlich geeignet ist.

(3) Jeder Spender darf nur einen Spenderaus-
weis besitzen.

(4) Jede Ausstellung eines Spenderausweises ist
der vom Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz bestimmten Evidenzstelle unter
Bekanntgabe des Namens des Spenders und seiner
im Spenderausweis enthaltenen Angaben über
Geburtsdaten, Wohnort und Blutgruppe unver-
züglich zu melden.

(5) Der verantwortliche Arzt (§ 1 Abs. 3) hat
über die Spender eine Spenderkartei zu führen.

(6) Die Vornahme jeder Plasmapherese ist vom
verantwortlichen Arzt (§ 1 Abs. 3) in den Spen-
derausweis einzutragen.

§ 9. (1) Die Immunisierung des Spenders
zwecks Gewinnung von speziellen Immunglobu-
linen darf nur vorgenommen werden, wenn der
Spender nach eingehender Aufklärung über die
Risken der Impfung schriftlich sein Einverständ-
nis für die Immunisierung erklärt hat.

(2) Die Auswahl des Impfstoffes, die Bestim-
mung des Zeitpunktes der Impfung, die Vor-
nahme der Impfung und die Beurteilung der
Reaktion obliegt dem verantwortlichen Arzt (§ 1
Abs. 3). Er kann zur Vornahme der Impfung und
zur Beurteilung der Reaktion in. der Plasma-
pheresestelle tätige Arzte (§ 4 Abs. 2) heran-
ziehen.

§ 10. Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat durch Verordnung die zum
Schutze der Gesundheit der Spender und zur Ge-
währleistung der einwandfreien Beschaffenheit
des gewonnenen Plasmas erforderlichen näheren
Vorschriften unter Bedachtnahme auf den jeweili-
gen Stand der medizinischen Wissenschaft darüber
zu erlassen,

1. welche Kenntnisse und Erfahrungen die
Ärzte gemäß § 2 aufzuweisen haben;

2. welche räumliche und technische Aus-
stattung in Plasmapheresestellen vorhanden
sein muß;

3. welche organisatorischen Vorkehrungen
beim Betrieb von Plasmapheresestellen zu
treffen sind;

4. welche sonstigen Vorsichten bei der Vor-
nahme der Plasmapherese zu beobachten
sind;



139. Stück — Ausgegeben am 5. August 1975 — Nr. 427 1809

5. welche Schulung und Kenntnisse die in
Plasmapheresestellen tätigen Personen auf-
weisen müssen;

6. welchen Untersuchungen die in Plasma-
pheresestellen tätigen Personen zu unter-
ziehen sind;

7. in welchem Umfang und zeitlichen Abstand
Spender Untersuchungen zu unterziehen
sind und welche Untersuchungsergebnisse
von der Plasmapherese dauernd oder zeit-
weise ausschließen;

8. in welcher Menge und in welchem zeit-
lichen Abstand dem Spender Plasma ent-
nommen werden darf;

9. welche Vorsichten bei der Immunisierung
des Spenders zwecks Gewinnung von spe-
ziellen Inununglobulinen zu beobachten
sind;

10. welche Form und welchen Inhalt der Spen-
derausweis aufzuweisen hat;

11. in welcher Form die Spenderkartei zu füh-
ren ist und

12. von wem, in welcher Form und nach
weichen Gesichtspunkten die Evidenz der
Spender zu führen ist.

§ 11. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat
die Beobachtung der Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes oder der auf Grund dieses Bundesge-
setzes erlassenen Verordnungen in den Plasma-
pheresestellen zu überwachen.

(2) Den Organen der Bezirksverwaltungsbe-
hörde ist, soweit dies zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes erforderlich ist, während der Be-
triebszeit zu allen Räumen, die der Vornahme
der Plasmapherese dienen, Zutritt zu gewähren.
Auf ihr Verlangen ist diesen Organen in alle
Unterlagen und Aufzeichnungen, die zur Über-
wachung im Sinne des Abs. 1 erforderlich sind,
insbesondere in die Spenderkartei, Einsicht zu
gewähren. Die Einsicht nehmenden Organe sind
berechtigt, von den eingesehenen Unterlagen und
Aufzeichnungen Abschriften und Kopien herzu-
stellen.

(3) Erlangt die Bezirksverwaltungsbehörde da-
von Kenntnis, daß in einer Plasmapheresestelle
Vorschriften im Sinne des Abs. 1 verletzt wur-
den, so hat sie, unbeschadet der allfälligen Ein-
leitung eines Verwaltungsstrafverfahrens, unver-
züglich dem verantwortlichen Arzt (§ 1 Abs. 3),
sofern die Mißstände vom Inhaber der Betriebs-
bewilligung (§ 3 Abs. 1) zu verantworten sind,
diesem die eheste Beseitigung der Mißstände auf-
zutragen. Werden die Mißstände nicht innerhalb
einer allenfalls gesetzten Frist beseitigt, so hat die
Bezirksverwaltungsbehörde die Weiterführung
des Betriebes vorläufig zu untersagen und hievon
den Landeshauptmann zu verständigen.

§ 12. Der Landeshauptmann hat die Betriebs-
bewilligung (§ 3 Abs. 1) zurückzunehmen, wenn

1. die Voraussetzungen zur Erteilung der Be-
triebsbewilligung weggefallen sind, oder

2. der Inhaber der Betriebsbewilligung wegen
Verletzung der Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes oder der auf Grund dieses Bundes-
gesetzes erlassenen Verordnungen mindestens
zweimal bestraft worden ist.

$ 13. Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat die gemäß § 1 Abs. 3 erteilte
Bewilligung zurückzunehmen, wenn

1. die Voraussetzungen zur Erteilung der Be-
willigung weggefallen sind, oder

2. der Arzt wegen Verletzungen der Vorschrif-
ten dieses Bundesgesetzes oder der auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen mindestens zweimal bestraft
wurde.

§ 14. (1) Wer
a) entgegen den Bestimmungen des § 1 Abs. 3

oder des § 3 Abs. 1 die Plasmapherese vor-
nimmt; oder

b) bei der Vornahme der Plasmapherese sich
nicht im Sinne des § 4 Abs. 2 und des § 5
Abs. 1 qualifizierter Arzte und Hilfsper-
sonen bedient; oder

c) eine Person als Spender heranzieht, die
nicht den Erfordernissen des § 6 entspricht;
oder

d) die vorgeschriebene ärztliche Untersuchung
des Spenders gemäß § 7 unterläßt; oder

e) den Bestimmungen des § 8 zuwiderhandelt;
oder

f) entgegen den Bestimmungen des § 9 eine
Immunisierung vornimmt; oder

g) Amtshandlungen im Sinne des § 11 zu ver-
hindern oder zu beeinträchtigen sucht; oder

h) den in den auf Grund des § 10 erlassenen
Verordnungen enthaltenen Geboten und
Verboten zuwiderhandelt,

macht sich, sofern kein gerichtlich strafbarer
Tatbestand vorliegt, einer Verwaltungsüber-
tretung schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu
20.000 S zu bestrafen.

(2) Wird eine der im Abs. 1 angeführten Ver-
waltungsübertretungen mit Vorsatz begangen, so
ist diese Verwaltungsübertretung mit Geldstrafe
bis zu 60.000 S zu bestrafen.

§ 15. (1) Zur selbständigen Berufsausübung in
Österreich berechtigte Arzte, die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes die
Plasmapherese vornehmen, soweit sie unter die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes fällt und
diese Tätigkeit weiter ausüben wollen, haben
dies innerhalb von drei Monaten nach Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes der Bezirks-
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verwaltungsbehörde und der zuständigen Ärzte-
kammer anzuzeigen und die Bewilligung nach
§ 1 Abs. 3 zu beantragen.

(2) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes eine Plasmapheresestelle betreibt
und diese Tätigkeit weiter ausüben will, hat dies
innerhalb von drei Monaten nach Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes der Bezirksverwal-
tungsbehörde anzuzeigen und die Betriebsbewilli-
gung nach § 3 Abs. 1 zu beantragen.

(3) Bis zur Entscheidung über die nach Abs. 1
und 2 gestellten Anträge darf die bisher ausge-
übte Tätigkeit im gleichen Umfang mit der Maß-
gabe fortgeführt werden, daß umgehend alle
jene Vorkehrungen getroffen werden, die erfor-
derlich sind, um die Einhaltung der Bestimmun-
gen zum Schutz der Gesundheit des Spenders und
zur Gewährleistung der einwandfreien Be-
schaffenheit des gewonnenen Plasmas, die in
diesem Bundesgesetz oder in den auf Grund des-
selben erlassenen Verordnungen enthalten sind,
sicherzustellen.

(4) Bereits vor Entscheidung über die nach
Abs. 1 und 2 gestellten Anträge ist der Landes-
hauptmann berechtigt, die Beseitigung von Miß-
ständen anzuordnen, die geeignet sind, das Leben
oder die Gesundheit von Spendern oder die ein-
wandfreie Beschaffenheit des gewonnenen Plas-
mas zu gefährden.

§ 16. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1976 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits von dem auf seine Kund-
machung folgenden Tag an erlassen werden; sie
dürfen frühestens zugleich mit «dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes in Kraft gesetzt werden.

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz betraut.

Kirchschläger
Häuser Leodolter


